
16.07.2025 
1/2  

Satzung Solar-Bürger-Genossenschaft Stand 16.07.2025 

Präambel 

Ziel der Genossenschaft ist eine Demokratisierung der Energiewirtschaft und die Förderung der Energiewende hin 
zu einer nachhaltigen Energieversorgung mit Bürgerbeteiligung. Die Aktivitäten der Genossenschaft dienen einer 
umweltfreundlichen, ressourcenschonenden, effizienten, dezentralen, nicht monopolistischen Energiewirtschaft. Hier-
durch sollen Klimaschutz und gerechte Verteilung von Ressourcen erreicht werden. 

Durch eine wirtschaftliche Beteiligung können Genossenschaftsmitglieder an dieser Entwicklung sowie am ökono- 
mischen Erfolg teilhaben und werden durch die Genossenschaft bei ihrem eigenen Engagement mit Service- und 
Beratungsleistungen unterstützt. 

Die Genossenschaft handelt überregional und versteht sich auch als Dachorganisation für Projekte von lokalen Grup-
pen, die vor Ort ihre eigene Anlage realisieren wollen, ohne dafür selbst den Weg der Genossenschaftsgründung zu 
gehen. 

Sie sucht die Zusammenarbeit mit Vereinen, die sich ebenfalls zu oben genannten Zielen bekennen. 

 

 

§ 1 Name, Sitz, Gegenstand 

(1) Die Genossenschaft heißt Solar-Bürger-Genossen- 
schaft eG, Sitz ist Freiburg im Breisgau. 

(2) Zweck der Genossenschaft ist die Förderung der 
wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Anliegen 
der Mitglieder durch gemeinschaftlichen Geschäftsbe- 
trieb. 

(3) Die Genossenschaft befasst sich insbesondere mit 
gemeinschaftlicher Produktion, Einkauf und Verteilung 
von Erneuerbaren Energien sowie der Planung, der Er-
stellung und dem Betreiben von Anlagen zur regenera-
tiven Energieerzeugung und der Versorgung mit Erneu-
erbaren Energien. Außerdem sollen Maßnahmen zur 
Steigerung der Energieeffizienz, Energieeinsparung 
und umweltfreundlichen Mobilität ergriffen sowie 
Dienstleistungen und Beratung angeboten werden. 

Die Genossenschaft kann in allen Bereichen tätig wer- 
den, die einer umweltfreundlichen Energieversorgung 
dienlich sind. 

(3) Geschäfte mit Nichtmitgliedern sind zulässig. 

(4) Die Genossenschaft kann sich an anderen Unter- 
nehmen beteiligen, sie kann Zweigniederlassungen 
und Regionalbüros einrichten. 

§ 2 Beitritt, Geschäftsanteil, Zahlungen, Rücklagen, 
Nachschüsse, Rückvergütung, Verjährung 

(1) Der Geschäftsanteil beträgt 100,00 €. Es soll min- 
destens eine Einlage von 5 Anteilen getätigt werden. 
Die Anteile sind sofort in voller Höhe einzuzahlen. Der 
Vorstand kann eine Zahlungsfrist bis zu einem Jahr ein-
räumen. 

(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch (a) eine von 
dem Beitretenden in Textform abgegebene unbedingte 
Erklärung des Beitritts, die den Anforderungen des Ge-
nossenschaftsgesetzes entsprechen muss, und (b) die 
Zulassung durch den Vorstand. 

(3) Als Voraussetzung für neu aufzunehmende Mit- 
glieder bzw. für die Beteiligung mit weiteren Anteilen 

kann die Generalversammlung je Geschäftsanteil die 
Übernahme einer Bürgschaft für ein konkretes Projekt 
beschließen. 

(4) Mitglied kann nur werden, wer über eine 
Emailadresse verfügt und darüber die Kommunikation 
mit der Genossenschaft organisiert. 

(5) Mitglieder können beliebig viele Geschäftsanteile 
übernehmen. 

(6) Durch Beschluss der Generalversammlung kann ein 
Eintrittsgeld festgelegt werden, das den Rücklagen zu-
geführt wird. 

(7) Der gesetzlichen Rücklage sind mindestens 10% 
des Jahresüberschusses zuzüglich eines Gewinnvor- 
trages bzw. abzüglich eines eventuellen Verlustvortra- 
ges zuzuführen, solange die gesetzliche Rücklage 20% 
der Bilanzsumme nicht erreicht. 

(8) Die Mitglieder sind nicht zur Leistung von Nach- 
schüssen verpflichtet. 

(9) Ansprüche auf Auszahlung von Gewinnen, Rück 
vergütungen und Auseinandersetzungsguthaben ver- 
jähren in zwei Jahren ab Fälligkeit. Die Beträge werden 
den Rücklagen zugeführt. 

§ 3 Generalversammlung 

(1) Die Generalversammlung wird durch unmittelbare 
Benachrichtigung sämtlicher Mitglieder per Email ein- 
berufen. Die Einladung muss mindestens 17 Kalender- 
tage vor der Generalversammlung per Email abgesen-
det werden. Ergänzungen und Änderungen der Tages-
ordnung müssen spätestens zehn Kalendertage vor der 
Generalversammlung per Email abgesendet werden. 
Die Information der Mitglieder kann in Ausnahmefäl-
len auch per Post oder per Fax erfolgen. 

(2) Jede ordnungsgemäß einberufene Generalver- 
sammlung ist beschlussfähig. 

(3) Mitglieder haben unabhängig von der Zahl der ge-
zeichneten Anteile eine Stimme.  
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(4) Die Generalversammlung bestimmt die Versamm- 
lungsleitung. 

(5) Die Generalversammlung beschließt eine Ge- 
schäftsordnung. Darin kann eine virtuelle Mitglieder-
versammlung zur Vorbereitung der Generalversamm-
lung vorgesehen werden. 

(6) Beschlüsse werden gem. § 47 GenG protokolliert. 

(7) Die Generalversammlung wählt die Mitglieder des 
Aufsichtsrates und bestimmt ihre Amtszeit. 

(8) Die Generalversammlung kann jederzeit Mitglieder 
des Vorstandes mit zwei Drittel Mehrheit abwählen. 

§ 4 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitglie- 
dern. Er kann Beschlüsse auch schriftlich, telefonisch 
und auf elektronischem Wege fassen. 

(2) Dienstverträge mit Vorstandsmitgliedern werden 
vom Aufsichtsrat abgeschlossen. Die Generalver- 
sammlung kann durch Richtlinien einen Rahmen für die 
Verträge abstecken. 

(3) Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Auf- 
sichtsrates für 

a) Geschäftsordnungsbeschlüsse, 

b) die Grundsätze der Geschäftspolitik, 

c) den Wirtschafts- und Stellenplan, 

d) außer- und/oder überplanmäßige Geschäfte, deren 
Wert 10.000,00 € übersteigen, bei wiederkehrenden 
Leistungen in Höhe von 5.000,00 €, berechnet für die 
Frist bis zur möglichen Vertragsbeendigung, 

e) die Beteiligung an anderen Unternehmen und Ver- 
einigungen, einschließlich Abschluss von Kooperati- 
onsverträgen, 

f) die Belastung von Grundstücken und 

g) die Erteilung von Prokura. 

h) Nachrangdarlehensvereinbarungen mit Mitgliedern 
zur Finanzierung einzelner Projekte. 

(4) Die Genossenschaft wird vertreten durch ein Vor- 
standsmitglied in Gemeinschaft mit einem anderen Vor-
standsmitglied oder einem Prokuristen. Zur Gesamtver-
tretung befugte Vorstandsmitglieder können einzelne 
von ihnen zur Vornahme bestimmter Geschäfte oder 
bestimmter Arten von Geschäften ermächtigen. 

§ 5 Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mit- 
gliedern. 

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindes- 
tens die Hälfte der Mitglieder an der Beschlussfassung 
teilnimmt. Der Aufsichtsrat kann schriftlich, telefonisch 
und auf elektronischem Wege Beschlüsse fassen, 
wenn kein Aufsichtsratsmitglied der Beschlussfassung 
widerspricht. 

(2) Der Aufsichtsrat bestellt den Vorstand und über- 
wacht die Leitung der Genossenschaft. 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft, Ausschluss, 
Auseinandersetzung 

(1) Die Kündigungsfrist beträgt fünf Jahre. Sie verkürzt 
sich um die Dauer der Mitgliedschaft bis zu einer Min- 
destkündigungsfrist von zwei Jahren. 

(2) Die Kündigung ist in Textform gegenüber dem Vor-
stand zu erklären. Für die Einhaltung der Frist ist der 
Zugang der Erklärung bei der Genossenschaft maß-
geblich. 

(3) Ein Mitglied kann zu jeder Zeit, auch im Laufe des 
Geschäftsjahres, sein Geschäftsguthaben durch Ver-
trag in Textform einem anderen übertragen und hier-
durch aus der Genossenschaft ohne Auseinanderset-
zung mit ihr austreten, sofern der Erwerber an seiner 
Stelle Mitglied wird, oder sofern derselbe schon Mitglied 
ist, die Anteile des Verkäufers übernimmt. Die Übertra-
gung wird erst wirksam, wenn der Vorstand in Textform 
hierüber informiert wurde und der Übertragung zuge-
stimmt hat. Der Vorstand kann die Übertragung nur aus 
wichtigem Grund ablehnen. 

(4) Mitglieder, die die Genossenschaft schädigen, kön-
nen ausgeschlossen werden. 

(5) Die Mitglieder sind verpflichtet, der Genossen- 
schaft ihre Anschrift und eine Veränderung der 
Emailadresse mitzuteilen. Dauerhaft nicht per Email er-
reichbare Mitglieder können ausgeschlossen werden. 

(6) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Ge-
gen die Entscheidung kann beim Aufsichtsrat Wider-
spruch eingelegt werden. Erst nach dessen Entschei-
dung kann der Ausschluss gerichtlich angefochten wer-
den. Über Ausschlüsse von Vorstands- oder Aufsichts-
ratsmitgliedern entscheidet die Generalversammlung. 

(7) Beim Auseinandersetzungsguthaben werden Ver- 
lustvorträge anteilig abgezogen.  
 

§ 7 Bekanntmachungen 

Bekanntmachungen erfolgen unter der Firma der Ge- 
nossenschaft in „die tageszeitung“. 


